
Von Bruno Sonnen

Donnerstag, 25. Februar 2010:
Weitgehend unbeachtet von der
Öffentlichkeit unterzeichnen in
Mainz die rheinland-pfälzische
Bildungsstaatssekretärin Vera
Reiß und der Befehlshaber im
Wehrbereich II der Bundeswehr,
Generalmajor Gerhard Stelz, eine
Kooperationsvereinbarung. Mit
dieser Vereinbarung wolle man
die bereits bisher „erfolgreiche Zu-
sammenarbeit“ zwischen Landes-
regierung und Bundeswehr beim
Einsatz so genannter Jugendoffi-
ziere auf eine „verbindlichere, aus-
formulierte Grundlage stellen“,
heißt es dazu übereinstimmend
bei Landesregierung und Bundes-
wehr.

Heftige Kritik 
von Friedensgruppen
Doch das Rahmenabkommen

stößt nicht überall auf Wohlwol-
len. Heftige Kritik kommt vor al-
lem von Friedensgruppen, aber
auch von der Arbeitsgemeinschaft
der Berater für Kriegsdienstver-
weigerung (KDV) im Bistum Trier
und der Arbeitsstelle Frieden und
Umwelt der Evangelischen Kirche

der Pfalz. Es sei eine „Engführung
schulischer Bildung, wenn Fragen
von Friedenspolitik und Konflikt-
bearbeitung einer militärpoliti-
schen Deutungshoheit unterstellt
werden“, erklärte beispielsweise
der Leiter der Arbeitsstelle, Pfarrer
Friedhelm Schneider, in einer ers-
ten Stellungnahme unmittelbar
nach Abschluss der Vereinbarung.
Statt „Schülern die Brille des Ver-
teidigungsministeriums zu ver-
ordnen“, habe die staatliche Bil-
dungsaufsicht die Pflicht, ihnen
zur eigenständigen Auseinander-
setzung in Fragen von Friedenspo-
litik und Konfliktbewältigung zu
verhelfen, sagte Schneider.

Seit Jahren Beitrag zur 
politischen Bildung
Worum geht es? Dass die Bun-

deswehr in die Schule geht, ist
nichts Neues. Seit vielen Jahren
vermitteln didaktisch-metho-
disch eigens dafür geschulte Ju-
gendoffiziere sowohl in Rhein-
land-Pfalz als auch bundesweit im
Einvernehmen mit den jeweiligen
Kultusministerien zielgruppen-
orientiert und jugendgerecht si-
cherheitspolitische Inhalte und
leisten so „einen Beitrag zur politi-

schen Bildung“, wie es im offiziel-
len Jargon dazu heißt. „Wir koope-
rieren mit den Jugendoffizieren,
weil wir sie für gute Partner hal-
ten, die sich in unser Konzept von
historisch-politischer Bildung
und Demokratieerziehung wert-
voll einbringen können“, sagt
Staatssekretärin Reiß. Mit dem
neuen Abkommen werde die Zu-
sammenarbeit weiter ausgebaut. 

Jugendoffiziere können
jetzt auch Lehrer fortbilden
Ähnlich sind weitere Bundes-

länder in letzter Zeit verfahren:
Neben dem Saarland haben unter
anderem auch Nordrhein-Westfa-
len und Baden-Württemberg sol-
che Kooperationsverträge mit der
Bundeswehr abgeschlossen. Neu
ist dabei vor allem auch die „Mög-
lichkeit der Einbindung der Ju-
gendoffiziere in die Aus- und Fort-
bildung von Referendarinnen und
Referendaren sowie von Lehrkräf-
ten“, so die Formulierung in den
Kooperationsverträgen.    

Die Kritik zielt vor allen in zwei
Richtungen. Erstens müsse glei-
ches Recht für alle gelten: Damit
den Erfordernissen von pluraler
Meinungsbildung und friedenspä-
dagogischer Orientierung Rech-
nung getragen werde, müsse die
Vereinbarung mit der Bundes-
wehr durch Kooperationsverein-
barungen mit gesellschaftlichen
Institutionen ergänzt werden, die
sich der zivilen Konfliktbearbei-
tung widmeten, erklärt Pfarrer
Schneider. Das bedeute: Auch Ent-
wicklungs- und Friedensdienste

müssten in die Schule gehen kön-
nen und „ihre“ Anliegen und Posi-
tionen vertreten dürfen. 

Dem steht die Mainzer Landes-
regierung positiv gegenüber. Man
habe bereits einen „kleinen run-
den Tisch“ mit Vertretern interes-
sierter Organisationen im Minis-
terium gebildet, erklärt Gernot
Stiwitz im Gespräch mit dem
„Paulinus“. Dabei gehe es in der
Tat um die Frage, wie eine Einbin-
dung von Friedens-, Zivil- und
Entwicklungsdiensten in die
Schul- und Lehrerbildung ausse-
hen könne, versichert Stiwitz, Re-
ferent für Gewaltprävention, De-
mokratieerziehung und histo-
risch-politische Bildung im Main-
zer Bildungsministerium. Man sei
ausdrücklich offen für eine solche
Zusammenarbeit und habe das
auch den Kirchen schon mitge-
teilt, sagt Stiwitz. Erste Gespräche
habe es bereits gegeben.

Auf gewaltfreien Einsatz 
für Frieden hinweisen
Das bestätigt Thorsten Klein,

Sprecher des Internationalen
Christlichen Friedensdienstes „Ei-
rene“ mit Sitz in Neuwied. Seine
Organisation habe das Angebot
zur Teilnahme am runden Tisch
„trotz durchaus grundsätzlicher
inhaltlicher Bedenken“ angenom-
men, sagt Klein. Gerade für eine
Organisation, die vor allem auf
den Einsatz und die Mitarbeit von
Freiwilligen setze, sei es wichtig
und geradezu unverzichtbar, in
Kontakt mit Schülerinnen und
Schülern zu kommen und auf die
Möglichkeiten gewaltfreien Ein-
satzes für Frieden und Gerechtig-
keit hinweisen zu können.     

Grundsätzliche Bedenken –
und das ist der zweite große Kri-
tikstrang an der Kooperation zwi-
schen Bundeswehr und Landesre-
gierungen – hat das Bündnis „Bun-
deswehr raus aus den Schulen“,
ein Zusammenschluss verschiede-
ner Jugend-, Friedens- und Politik-
gruppen sowie Bildungsorganisa-
tionen, der sich in Reaktion auf
die neue Entwicklung gebildet
hat. Das Bündnis fordert eine
Rücknahme der Vereinbarung
zwischen rheinland-pfälzischem
Ministerium und Bundeswehr
vom Februar 2010. „Politische Bil-
dung gehört in die Hand der dafür
ausgebildeten pädagogischen
Fachkräfte und nicht in die von
Jugendoffizieren“, meint Jonas Be-
cker, Diözesanleiter der Katholi-
schen Studierenden Jugend (KSJ)
im Bistum Trier.

Das Angebot des Bildungsmi-
nisteriums, auch die Zusammen-
arbeit mit Kirchen und Anbietern
von Zivil-, Friedens- oder Entwick-
lungsorganisationen weiter zu in-
tensivieren, sei „auf den ersten
Blick positiv“, räumt Dr. Gernot
Lennert von der Deutschen Frie-
densgesellschaft – Vereinigte
Kriegsdienstgegner in Rheinland-
Pfalz ein. Doch die Ungleichheit
bei den finanziellen, personellen
und materiellen Ressourcen zwi-
schen Bundeswehr und zivilge-
sellschaftlichen Gruppierungen
könne auch durch einen Koopera-
tionsvertrag nicht behoben wer-
den, sagt Lennert und erinnert da-
ran, dass die Bundeswehr „mit ei-
nem jährlichen Etat von 27 Millio-
nen Euro für die Nachwuchswer-
bung“ ausgestattet sei.

Ähnlich sieht es der Katholi-
kenrat im Bistum Trier, der sich
ebenfalls mit dem Thema beschäf-
tigt hat. „Die Bundeswehr hat im
laufenden Unterricht nichts verlo-
ren, und schon gar nichts bei der
Bildung der Lehrerinnen und Leh-
rer“, umreißt der Vorsitzende des
höchsten Laiengremiums im Bis-
tum, Manfred Thesing, seine Posi-
tion gegenüber dem „Paulinus“,
und: „Das Angebot an Friedens-
gruppen, ebenfalls mitwirken zu
können, verliert ganz schnell sei-
nen Charme, wenn man das finan-
zielle und personelle Potenzial
von Bundeswehr und Friedens-
gruppen vergleicht.“

Auch andere Auffassungen
zu Wort kommen lassen
Äußerst kritisch und „politisch

grundsätzlich problematisch“ se-
hen auch die KDV-Berater im Bis-
tum Trier die Entwicklung, er-
klärt der Wiesbadener Rechtsan-
walt Eberhard Kunz, der zum
Sprecherkreis der KDV-Berater im
Bistum gehört, gegenüber dem
„Paulinus“. „Aus unserer Sicht
kann es nicht nur um Sicherheits-
politik und ihre militärischen Im-
plikationen gehen, um ein Wer-
ben für mehr Akzeptanz bei jun-
gen Menschen und ihren Lehre-
rinnen und Lehrern in den Schu-
len“, haben die Berater gegenüber
dem Ministerium deutlich ge-
macht. Kirchlich beauftragten Be-
ratern für Kriegsdienstverweige-
rung sei es „ein besonderes Anlie-
gen“, junge Menschen in die Lage
zu versetzen, in Fragen von Krieg
und Frieden „eine persönlich ver-
antwortete Gewissensentschei-
dung“ zu treffen. Daher sei es auf
der Ebene der politischen Bildung

umso wichtiger, nicht nur die ak-
tuelle Sicherheitspolitik „unter
Betonung der militärischen As-
pekte“ darzustellen, sondern auch
andere Auffassungen von Frie-
denssicherung und Konfliktbe-
wältigung qualifiziert zu Wort
kommen zu lassen, betonen die
Berater. Sie fordern daher auch,
dass in den Schulen und in der
Lehrerausbildung diese Positio-
nen in angemessener Weise unter
Einbezug von Gruppen und Insti-
tutionen wir Kirchen und Frie-
densorganisationen dargestellt
und diskutiert werden. Wichtig
wäre dabei in jedem Fall aber eine
qualifizierte Vor- und Nacharbeit
der Lehrerinnen und Lehrer mit
ihrer pädagogischen Erfahrung,
betont Kunz.

Der Kooperationsvertrag mit
den Jugendoffizieren stelle nur ei-
nen Beitrag zur politischen Bil-
dung an den rheinland-pfälzischen
Schule dar, die Türen dazu ständen
den KDV-Beratern offen, hat das
Ministerium signalisiert und sie
eingeladen, sich an den begonne-
nen Gesprächen zu beteiligen.

Forum
Was meinen Sie? Sollen die Bun-
deswehr und andere Gruppierun-
gen, die sich mit Fragen von Krieg
und Frieden beschäftigen, in die
Schulen dürfen und „ihre“ Sicht
der Dinge darstellen? Oder sollte
das den Lehrerinnen und Lehrern
im Rahmen des „normalen“ Unter-
richts überlassen bleiben? Schrei-
ben Sie uns und beteiligen Sie sich
an der Debatte! Gerne veröffentli-
chen wir Ihre Wortmeldung im
Rahmen unserer Möglichkeiten
auch als Leserbrief.

Info
Weitere Informationen zum The-
ma: 
3 Soziale Lerndienste im Bistum
Trier, Peter Nilles, Telefon (06 51)
99 37 96-3 06, www.soziale.lern-
dienste.de; 
3 Arbeitsgemeinschaft Frieden
Trier, Markus Pflüger, (06 51)
9 94 10 17, www.agf.trier.de; 
3 Arbeitsstelle Frieden und Um-
welt der Evangelischen Kirche der
Pfalz, Friedhelm Schneider, Telefon
(0 62 32) 6 71 50, www.frieden-
umwelt-pfalz.de; 
3Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Jugend und Kultur, Gernot
Stiwitz, Telefon (0 61 31) 16 41 85,
www.rlp.de.   
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Wenn die Bundeswehr Schule macht
Ein neues Rahmenabkommen von Bundeswehr und
Landesregierungen zur Zusammenarbeit in den Schulen
sorgt für Unruhe bei Friedens- und Entwicklungsdiens-
ten sowie bei kirchlichen Gruppierungen und Einrich-
tungen. Betroffen sind auch Rheinland-Pfalz und das
Saarland.

Nicht nur aktuelle Sicherheitspolitik (Feldjäger der Bundeswehr bei einer Gefechtsübung), sondern auch andere Formen von Konfliktbewältigung sollen in den Schulen zu Wort kommen, fordern auch kirchliche Gruppen. Foto: imago

Thema: Bundeswehr in der Schule

Kommentar

Problematische Schräglage
Auf den ersten Blick vielleicht
noch eine feine Sache: Neben
den Jugendoffizieren der Bun-
deswehr kommen auch Berater
für Kriegsdienstverweigerung
und Vertreter von Friedens- und
Entwicklungsinitiativen in die
Schulen und stellen ihre Sicht
der Dinge dar, wie Friedens-
und Sicherheitspolitik ausse-
hen kann und soll, ermuntern
Schülerinnen und Schüler da-
zu, sich mit Fragen von Krieg
und Frieden auseinanderzuset-
zen und befördern im besten
Fall auch die persönliche Ge-
wissensentscheidung eines jun-
gen Menschen für oder gegen
den Dienst an der Waffe. Glei-

ches Recht also für alle, und al-
les ist gut.

Aber: Allein die Tatsache, dass
hier Profis einer finanziell und
personell gut ausgestatteten In-
stitution wie die Bundeswehr –
was ihr nicht vorzuwerfen ist –
auf eine Schar von oft ehrenamt-
lich Tätigen trifft, die viel Idealis-
mus, aber wenig Geld mitbrin-
gen, macht die Schräglage schon
deutlich.

Doch was noch bedenklicher
ist: Wenn wie zurzeit immer
mehr große Einrichtungen, Fir-
men und Unternehmen in die
Schulen einsickern, zunächst
mit Wohltaten wie etwa die Ein-
richtung von Computernetzwer-

ken, um später dann Einfluss auf
Lehrpläne und Bildungsstan-
dards zu nehmen, dann müssen
die Alarmglocken schrillen.

Der Geld- und Personalmangel
an den Schulen darf nicht zum
Ausverkauf des Bildungssystems
an Interessengruppen und Pri-
vatunternehmen führen. Die
Schulen müssen personell und fi-
nanziell so ausgestattet werden,
dass sie nicht auf fragwürdige
Unterstützung von außen ange-
wiesen sind. Dies zu fördern wä-
re für eine Landesregierung
wichtiger als neue Kooperations-
verträge mit der Bundeswehr
oder anderen zu schließen.

Bruno Sonnen 


